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Presse-Mitteilung

Pflichtenheft zukünftiger VerbraucherInnen-Politik

Ein Grundsatzpapier anläßlich der Landtagswahlen 2003

Die Südtiroler Politik hat zwar in den letzten Jahren verbraucherpolitische Themen punktuell aufgegriffen. Dies allerdings nur aufgrund eines ständig wachsenden öffentlichen Bewußtseins und des daraus resultierenden Drucks der öffentlichen Meinung. 

Strukturell hat es daraus bisher aber wenig Konsequenzen gegeben.  VerbraucherInnenschutz genießt einen begrenzt anerkannten Stellenwert als politische Größe in der Südtiroler Landespolitik, sowohl auf politischer, als auch auf verwaltungstechnischer Ebene. 

Dies in der nächsten Legislaturperiode zu verändern, sehen wir als unsere und der gewählten VertreterInnen Aufgabe. VerbraucherInnenpolitik hat eine feste Größe in der Südtiroler Politik zu werden, so wie es die Wirtschafts- und Umweltpolitik seit Jahren sind. 

Strukturell muß dieser Qualitätssprung durch die Schaffung eines ständigen VerbraucherInnen-Ausschusses im Landtag sichtbar gemacht werden, dem es im Rahmen der autonomen Möglichkeiten auch obliegt, Gesetzesvorschläge einzubringen.

Die Notwendigkeit  einer solchen Maßnahme ergibt sich aus einem wachsenden Bedarf konsumentenschützerischer  Aktivität in entscheidenden gesellschaftspolitischen Bereichen.  In diesen weiteren Bereichen sieht die  Verbraucherzentrale  vorrangigen Handlungsbedarf:

· Bei den Patientenrechten: Errichtung einer effizienten Patientenanwaltschaft, Verbriefung und Kontrolle der Rechte von Insassen der Pflege- und Altersheime; Reformen im Sanitätsbereich sind unter Einbeziehung der KonsumentInnen     voranzubringen.
· Bei der Neuorganisation des gesundheitlichen Verbraucherschutzes: 

Risikobewertung und Risikomanagement  im Bereich Lebensmittelsicherheit sind zu trennen

· Beim Informationsmanagement zum Bauen und Wohnen: 

Schaffung einer zentralen Informations- und Kontrollstelle für alle Fragen mit konsumentenpolitischer Relevanz  
· Bei der Prävention im Bereich Verschuldung, Versicherung, Altersvorsorge: 

Hilfen zur Bedarfsermittlung, Transparenz der Leistungen, Informationsoffensive

· In den Bildungsstandards der Schulen wirtschaftliche und rechtliche Grund-kenntnisse sowie Wissen über nachhaltigen Konsum verankern

· Die de facto Rechtlosigkeit der BenutzerInnen öffentlicher Verkehrsmittel und- wege beenden

· Die Preistreiberei im privaten und öffentlichen Bereich durch mehr Konkurrenz und eine Beobachtungsstelle in den Griff bekommen

Mindestens 1 Euro ordentliche Finanzierung je Bürger und Jahr für den Verbraucherschutz bereit stellen.
